
R ussland führt eine massive
Desinformationskampagne
gegen Polen durch. Ihr Ziel
ist es, das Bild unseres Lan-
des als mitverantwortlich
für die Tragödie des Zweiten
Weltkriegs aufzubauen und

infolgedessen die Einheit des Westens zu
brechen. Europa muss sich dem widersetzen
und vereint auftreten.

Wladimir Putin wird am Donnerstag in
Jerusalem eine Rede auf einer Veranstaltung
halten, die von einem kremlnahen Oligar-
chen anlässlich des 75. Jahrestages der Be-
freiung des Konzentrationslagers Auschwitz
organisiert wird. Der Präsident Polens wird
bei der Veranstaltung nicht sprechen, denn
obwohl er zu der Veranstaltung eingeladen
war, durfte er nicht sprechen. Putin wird
reden und seine Version der europäischen
Geschichte ungestraft durchsetzen können.
Eine Version, in der Russland immer gut und
Polen immer schlecht ist.

Der russische Präsident nennt die pol-
nischen Diplomaten der Vorkriegszeit „anti-
semitische Schweine“ und beschuldigt die
damalige Regierung der Zusammenarbeit mit
dem Dritten Reich. Wie auf Stichwort be-
ginnen russische Politiker, Polen die Mitver-
antwortung für die Auslösung des Zweiten
Weltkriegs und die Grausamkeit des Holo-
causts vorzuwerfen.

Kein historisches Wissen wird den Ge-
sellschaften ein für allemal vermittelt. In
jedem Land sind die Akzente dieses Wis-
sens etwas anders verteilt, sie entwickeln
sich im Laufe der Zeit im politischen und
sozialen Raum. Selbst der Beginn und das
Ende des Zweiten Weltkriegs werden in
verschiedenen Teilen der Welt unterschied-
lich wahrgenommen.

Für den größten Teil Europas ist der Be-
ginn des Krieges der 1. September und der
deutsche Überfall auf Polen. Aber für die
Chinesen begann der Krieg am 7. Juli 1937
mit dem japanischen Überfall auf die Man-
dschurei, und für die Russen begann der
Krieg mit der deutschen Aggression gegen
die UdSSR am 22. Juni 1941. Für Europa en-
dete der Krieg mit der Kapitulation Berlins
am 8. Mai 1945, für die USA und Japan – am
2. September 1945.

Die Tatsachen sind unwiderlegbar, aber
die Geschichte ist eine endlose und fließende
Interpretation dieser Tatsachen und zieht
verschiedene Schlussfolgerungen und Urteile
daraus. Als es in Berlin eine Diskussion über
den Bau eines Denkmals für die ermordeten
Juden Europas gab, sagte der amerikanische
Professor James Young, Mitglied der Fin-
dungskommission, es wäre vielleicht besser,
endlos Wettbewerbe zu organisieren, als das
Denkmal letztlich zu bauen.

Egal, was die derzeitige polnische Re-
gierung redet, sind die Polen in der über-
wiegenden Mehrheit offen für Diskussionen
über ihren Platz in der Geschichte und ihre
Rolle während des Zweiten Weltkriegs. Wir
sind eine Nation, die die Geschichte liebt.
Historische Bücher verkaufen sich hervor-
ragend, und die in den letzten 15 Jahren er-
öffneten Geschichtsmuseen erleben Jahr für
Jahr Besucherrekorde.

Es geht beileibe nicht nur um Heldentum
oder Martyrium. Vor genau 20 Jahren hat
unser Land die Diskussion, die nach dem
Erscheinen des Buches „Nachbarn“ von Jan
Tomasz Gross begann, gründlich erlebt.
Gross, der 1969 aus Polen in die USA emi-
grierte, beschrieb die Ermordung der jü-
dischen Nachbarn im Juli 1941 durch die
polnischen Einwohner der Stadt Jedwabne.
Das geschah kurz nach der Ankunft der
Deutschen, der Mord fand mit ihrer stillen
Zustimmung statt. 

Wie spätere Veröffentlichungen und in-
tensive Recherchen des Instituts des Na-
tionalen Gedenkens bestätigen, waren die
direkten Täter mehrere Dutzend Polen, die
mindestens 300 Juden in die Scheune trie-
ben und diese dann in Brand setzten. Heute
ist der Name Jedwabne in Polen jedem be-
kannt, der sich auch nur ansatzweise für die
Geschichte und die Debatten interessiert.

Gleichzeitig kommt die größte Zahl der
Gerechten unter den Nationen aus Polen.
Fast 7000 Helden, die unter Einsatz ihres
Lebens – im besetzten Polen war die Strafe
für Hilfeleistung an Juden das Todesurteil
für den Helfer und seine Familie – ihr Bestes
taten, um auch nur ein paar Leben zu retten.
„Wie viele Kinder haben Sie gerettet?“ wur-

de Irena Sendler, eine der bekanntesten
Gerechten, einmal gefragt. „Nicht genug“,
antwortete sie. Aber wir alle wissen doch,
dass die Inschrift auf der Medaille, die von
Yad Vashem verliehen wird, besagt: „Wer ein
Leben rettet, der rettet die ganze Welt.“

Die russischen Stellen nutzen geschickt,
zynisch und rücksichtslos marginale Ein-
trübungen der Geschichte, um aus ihnen
eine allgemeine Wahrheit abzuleiten. Vor
einigen Tagen haben sie Dokumente aus den
Jahren 1944 und 1945 veröffentlicht. Dutzen-
de von Seiten unter all den Millionen, die
sie in ihren Archiven lagern und zu denen
polnische Historiker keinen Zugang haben.

Aus diesen wenigen Seiten haben sie auf
Facebook einen einzigen Satz veröffentlicht,
dass in Warschau nach dem Gettoaufstand
die Untergrundheimatarmee (AK) „die jü-
dischen Überlebenden vernichtet hat, die die
Deutschen nicht zu vernichten vermochten“.
Die Nachrichtenagentur AFP nahm diesen
Satz auf, und er ging in die Welt.

Schnell stellte sich heraus, dass es sich
nicht um die AK handelte, sondern um eine
Organisation namens KB AK. Der Unter-
schied zwischen den Abkürzungen ist folgen-
der: AK war die größte Untergrundarmee
Europas, die im Sommer 1944 390.000 Sol-
daten zählte. KB AK war eine Organisation
am Rande der AK mit maximal 1000 Per-
sonen. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung des von den
Russen zitierten Dokuments war sie bereits
von der Heimatarmee getrennt und der Ro-
ten Armee unterstellt. Aber all dies erforder-
te eine sorgfältige Lektüre und zumindest
ein paar Sätze zur Erklärung. Stattdessen
zirkuliert diese antipolnische Verleumdung
und droht, die Europäer wie ein Virus zu
infizieren.

Selbst für einen Polen, der ein skeptisches
Verhältnis gegenüber seinen Landsleuten
hat, ist es völlig absurd, Polen für den Aus-
bruch des Krieges verantwortlich zu machen.
Selbst wenn man davon ausgeht, dass Polen
in den 30er-Jahren ein autoritäres Land mit
starkem Antisemitismus und einer generell
schlechten Politik gegenüber nationalen
Minderheiten war, ist diese Schuldzuweisung
für den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges
eine reine Lüge.

Wir wissen sehr gut, dass viele deutsche
Staatsmänner wiederholt betonten, Deutsch-
land sei für den größten Konflikt der Ge-
schichte verantwortlich. In besseren geo-
politischen Zeiten haben wir sogar bitter
gescherzt, dass die Rolle des deutschen
Kanzlers eine rituelle und wahrscheinlich
nicht leichte Verpflichtung beinhaltet, die
Polen ständig an die Verantwortung
Deutschlands für den Krieg zu erinnern.

Nun beginnt eine falsche Version der Ge-
schichte in das Bewusstsein der Russen und
Europäer zu dringen. Hätten sich die Polen
vor dem Krieg wie die Russen verhalten und
wäre Hitler mit Moskau konfrontiert wor-
den, hätte es keinen Krieg, keine Millionen
von Toten und keinen Holocaust geben.

In dieser Version der Geschichte ist je-
doch kein Platz für das Molotow-Ribbentrop-
Abkommen, kein Platz für den russischen
Überfall auf Polen zusammen mit Deutsch-
land im Jahre 1939, kein Platz für die Russen,
die Tausende polnische Kriegsgefangene in
Katyn ermordeten, es gibt keinen Platz, um
Hunderttausende von Europäer in Arbeits-
lager in Sibirien zu schicken. Und es ist
schließlich kein Platz für die sowjetische
Besetzung Mitteleuropas nach dem Krieg.

In dieser Version der Geschichte ist Russ-
land eine Supermacht, die immer auf der
Seite des Guten steht. Nur so ist es möglich,
dass Putin im Angesicht eines ökonomischen
Zusammenbruchs Nationalstolz nicht als
gegenwärtiges Gefühl, sondern in Erinne-
rung an die ruhmreiche Vergangenheit er-
zeugen will.

Europa muss in diesem Streit für die
Wahrheit einstehen. Wenn die Europäer von
Berlin über Paris bis Lissabon Putin erlau-
ben, die Geschichte neu zu schreiben, bedeu-
tet dies, dass George Orwells „1984“ wahr
wird. Wenn er Erfolg hat, wird Putin nicht
aufhören, Polen anzugreifen. Wenn ihm das
gelingt, ohne dass die Europäer sich mit
Polen solidarisch zeigen, dann, glauben Sie
uns, wird er hinter Ihnen her sein.

T Die beiden Autoren arbeiten in leitender 
Funktion bei Onet.pl, dem seit 20 Jahren
größten Internet-Portal in Polen
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Zwei polnische
Journalisten sind
empört über die
jüngsten Manöver
Wladimir Putins, den
Polen eine Mitschuld
am Ausbruch des
Zweiten Weltkriegs 
zu geben. Sie warnen
vor der zersetzenden
Gewalt dieses 
massiven russischen
Geschichtsrevisionismus

Innerhalb der CDU wird die schlei-
chende Sozialdemokratisierung
der Partei weiterhin gerne als

„steile These“ karikiert. Dabei ist
selbst dieser Befund in der politi-
schen Wirklichkeit nur die halbe
Wahrheit. Denn wie auch immer man
auf all die unter Angela Merkel ratifi-
zierten Sachthemen schaut, eines
sticht deutlich ins Auge: Ob es um die
Abschaltung der Atomkraftwerke, den
Ausstieg aus der Kohle, die gleich-
geschlechtliche Ehe, die Öffnung der
Grenzen oder die Abschaffung der
Wehrpflicht ging, das sind, wahl- und
gesellschaftspolitisch betrachtet, alles
grüne Themen. 

Das ist umso erstaunlicher, als sich
die CDU in dieser Zeit ja nicht auf
Bundesebene in einer Koalition mit
den Grünen befand. Dementspre-
chend wäre die CDU gut beraten,
wenn sie klar versteht, dass es sich
bei der oben angeführten Liste von
Themen auch ganz bestimmt nicht
um sozialdemokratische Themen
handelte. Zu einem sozialdemokrati-
schen Anliegen wurde es erst in dem
Moment, als die CDU es sich aus
machtpolitischem Kalkül heraus zu
ihrem eigenen Anliegen gemacht
hatte. In einer Art pawlowschem
Reflex versuchte die Sozialdemokra-
tie verzweifelt, nicht nur mit dem
CDU-Kurs der schleichenden Ver-
grünung mitzuhalten, sondern sich
auch selbst zu vergrünen.

In jedem Fall ist es den Grünen –
weit über ihre gewiss prominente
Rolle im Bundesrat hinaus – in Gro-
Ko-Zeiten auch ohne direkte Betei-
ligung an der Bundesregierung ge-
lungen, sowohl die Union als auch die

SPD erfolgreich vor sich herzutrei-
ben. Wie weit die antizipative Ver-
grünung der Union reicht, lässt sich
sogar an der CSU ablesen. Neben
Söders Ausflügen ins Bienenreich
konnte man das besonders anschau-
lich im vergangenen Herbst an den
Äußerungen von Horst Seehofer zur
Seenotrettung ablesen. Oberflächlich
schien sich der Saulus zum Paulus
gewandelt zu haben. Seine Ankündi-
gung, dass sich die Bundesrepublik
Deutschland zur Aufnahme einer
Quote von 25 Prozent aller Gerette-
ten verpflichtete, kommentierte See-
hofer so: „Es ist unglaublich, dass
man sich als Bundesinnenminister für
die Rettung von Menschen vor dem
Ertrinken rechtfertigen muss.“ Seine
Stellungnahme spiegelt weniger einen
gesinnungsethischen Wandel denn
puren politischen Realismus wider.
Seehofers Ankündigung deutet darauf
hin, dass die Union dem linken Flügel
der Bundesparteitagsdelegierten der
Grünen beziehungsweise deren Par-
teibasis so wenig Angriffspunkte wie
möglich bieten will. All das ist of-
fensichtlich die Konsequenz der Tat-
sache, dass sich CDU und CSU in
einer für beide politisch äußerst un-
gewohnten Situation befinden. Die
lange geltende These der „Alternativ-
losigkeit“ der Union – „ohne uns
kommt keine Regierung auf Bundes-
ebene zustande“ – trifft nicht länger
zu. Alternativlos sind mittlerweile
nur die Grünen. Und die Union ist
total vom Goodwill der Grünen ab-
hängig.

Mit Blick auf die Bildung einer
schwarz-grünen Bundesregierung

Saulus, Paulus 
und die CDU
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kommt erschwerend hinzu, dass die
These von der „Vergrünung“ der CDU
im oben beschriebenen Sinn zwar
gilt, aber die Wähler der Grünen die
Union keineswegs als hinreichend
„vergrünt“ ansehen. Die „Vergrü-
nung“ der CDU hat sich ja bisher vor
allem auf der Ebene der Gesell-
schaftspolitik ausgewirkt. Aber aus-
gerechnet auf der Ebene der Wirt-
schafts- und Industriepolitik, der für
unseren Wohlstand entscheidenden
Fragestellung, gehört die CDU – siehe
Klimapaket – weiterhin zu den Brem-
sern. Sie hat bis heute nicht verstan-
den, dass unsere Volkswirtschaft mit
Blick auf die produktive Bewältigung
des Klimawandels eine breit angeleg-
te Innovationsoffensive braucht, um
im Weltmarkt der Zukunft mit hoch-
kompetitiven Produkten aufwarten
zu können. Diese Herausforderung
kann insbesondere der deutsche Mit-
telstand auch erfolgreich bewerkstel-
ligen. Allerdings braucht es für die
damit verbundenen Investitionen
eines langfristig verlässlichen Hand-
lungsrahmens. Dieser kann nur über
einen mutigen CO2-Preis geschaffen
werden. Die CDU klammert sich,
darin der SPD sehr ähnlich, dies-
bezüglich immer noch an den Status-
quo-Industrien fest. Inhaltsleeres
Zukunftsgerede ist dafür kein Ersatz.

Aber auch die Unionswähler be-
reiten echte Probleme. Denn im Un-
terschied zur Wahrnehmung der
grünen Wähler fühlen sich Unions-
wähler tendenziell bereits jetzt schon
zu sehr „vergrünt“. Jenseits dieser
Gefühlslage kommt eines erschwe-
rend hinzu: Angela Merkels Kooptie-
rung der SPD war, wahltaktisch be-
trachtet, großer Erfolg beschert (sie
hat die SPD als Volkspartei stark
dezimiert). Im Gegensatz dazu hat es
mit der asymmetrischen Demobilisie-
rung der Grünen-Wähler, die mit der
merkelschen „Vergrünung“ ihrer
Politik bezweckt war, so ganz und gar
nicht geklappt. Kein Wunder also,
dass sich die CDU aktuell in einer Art
Schockstarre befindet, die sich durch
den anhaltend flachen Wahltrend der
Union nur noch weiter verstärkt. Das
dürfte zu großer Zögerlichkeit füh-
ren, was – jenseits der bereits erfolg-
ten Vergrünung des gesellschafts-
politischen Kurses der CDU – die
umweltpolitische und wachstums-
politische „Vergrünung“ der Partei
anbelangt.

Das absehbare Zustandekommen
einer schwarz-grünen Koalition ist
schließlich auch deshalb erschwert,
weil die schlagzeilenträchtigen
Schritte, wie die Abschaltung der
Atomkraftwerke und der Ausstieg aus
der Kohle, auf der Ankündigungs-
ebene bereits vollzogen wurden. Da-
mit dürfte einer schwarz-grünen
Koalition auf Bundesebene, wohl mit
der wichtigen Ausnahme der Ver-
kehrspolitik, im Unterschied zur
gerade zustande gekommenen türkis-
grünen Koalition in Österreich wenig
Zauber an Neuem innewohnen. Unter
diesem Vorzeichen droht Schwarz-
Grün, wenn es zustande kommt, eher
zu einem Klempnerbetrieb zu werden
als zu einem dynamischen Neustart.
Angesichts des sehr zwitterhaft ge-
wordenen Selbstverständnisses der
CDU – zwischen Sozialdemokratisie-
rung und Vergrünung – zeichnet sich
übrigens eine große politische Ironie
ab. Ganz anders, als das im Verhältnis
zur SPD der Fall war, grassiert unter
den „Schwarzen“ aktuell Angst vor
den Grünen.

Wegen der von Angela Merkel be-
triebenen antizipativen Vergrünung
befürchtet man, dass in den spätes-
tens im Winter 2021/22 bevorstehen-
den Koalitionsverhandlungen der
Rest der alten christdemokratischen
Identität draufgehen könnte. Daher
ist es diesmal – im diametralen Un-
terschied zum Herbst 2017 – aus-
gerechnet die CDU, die sich eine
Beteiligung der FDP an einer neuen
Regierungskoalition erwünscht.

T Der Autor ist Publizist und betreibt
den Thinktank The Globalist 
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